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Antrag 

der Abgeordneten Marieluise Beck (Bremen), Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn), 
Matthias Berninger, Annelie Buntenbach, Andrea Fischer (Berlin), Rita Grießhaber, 
Monika Knoche, Marina Steindor und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Die Arbeitsfähigkeit der Bundesanstalt für Arbeit und der Arbeitsämter wieder 
hersteilen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die jahresdurchschnittliche Arbeitslosigkeit wird 1997 nicht, wie 
von der Bundesregierung bei der Haushaltsaufstellung 1997 vor- 
gegeben, 3,95 Millionen betragen. Vielmehr ist nach aktueller 
Datenlage und mit Blick auf die Spitzenwerte im ersten Quartal 
1997 von einem Jahresdurchschnitt von mindestens 4,2 Millionen 
Erwerbslosen auszugehen. Und auch dies ist noch eine optimisti- 
sche Prognose, da sie für die Folgemonate einen deutlichen Rück- 
gang der Erwerbslosenzahlen unterstellt und zudem die erzwun- 
gene arbeitsmarktpolitische Abstinenz der Bundesanstalt für 
Arbeit (BA) und die entsprechend geminderten Entlastungseffek- 
te durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen nicht in Rechnung 
stellt. 

Es ist somit davon auszugehen, daß die Haushaltsplanungen der 
Bundesregierung zu den Ausgaben für Arbeitslosigkeit inzwi- 
schen jeglichen Bezug zur realen Entwicklung verloren haben. Al- 
lein für die Arbeitslosenhilfe wurden im ersten Quartal 1997 be- 
reits rd. 5,97 Mrd. DM., d.h. mehr als ein Drittel der hierfür im 
Bundeshaushalt vorgesehenen Mittel in Höhe von 17,8 Mrd. DM, 
ausgegeben. Hier stehen der Bundesregierung überplanmäßige 
Ausgaben in Milliardenhöhe ins Haus, die allein schon die Auf- 
stellung eines Nachtragshaushalts erfordern würden. 

Ähnlich sieht es beim Arbeitslosengeld aus. Auch hier liegen die 
Ausgaben im ersten Quartal 1997 wesentlich höher als im Vorjah- 
reszeitraum, auch hier ist bereits fast ein Drittel der für 1997 ein- 
gestellten Mittel verausgabt. Und beim Kurzarbeitergeld sind im 
ersten Jahresviertel bereits mehr als 37 % der für 1997 eingestell- 
ten Mittel verbraucht. Da die Ausgaben bei den passiven Leistun- 
gen im Jahresschnitt somit deutlich über den Planungszahlen lie- 
gen werden und andererseits von wesentlich geminderten 
Beitragseinnahmen ausgegangen werden muß, zeichnet sich bei 
der BA im Verhältnis zum Haushaltsplan auch für 1997 ein Fehl- 
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bedarf in zweistelliger Milliardenhöhe ab. Experten kalkulieren 
diese Finanzlücke auf der Grundlage der Entwicklung der Fehl- 
bedarfe der Vorjahre und Einbeziehung der aktuellen Prognosen 
zur Entwicklung der Arbeitslosenzahlen z. Z. auf rd.12 Mrd. DM. 
Der gegen den Willen der Selbstverwaltungsgremien in Kraft 
gesetzte Haushaltsplan der BA, der für 1997 lediglich einen Bun- 
deszuschuß in Höhe von 4,1 Mrd. DM vorsieht, ist damit endgül- 
tig Makulatur. 

Aufgrund der Auflagen, die der BA im Zuge des Haushaltsgeneh- 
migungsverfahrens gemacht wurden, hat diese Entwicklung dra- 
matische Auswirkungen auf die Arbeitsfähigkeit der BA und auch 
der regionalen und lokalen Arbeitsämter. Abgesehen davon, daß 
die Bundesregierung den Haushaltsansatz des Verwaltungsrates 
der BA auf 100 Mrd. DM zusammenstrich und vor allem im Bereich 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik Kürzungen in Milliardenhöhe ver- 
ordnete, wurde der Haushalt der BA nur mit der Maßgabe geneh- 
migt, daß Mehrausgaben im Jahresverlauf intern durch Ein- 
sparungen an anderer Stelle auszugleichen sind, und die BA zur 
„äußerst restriktiven Bewirtschaftung aller disponiblen Ausga- 
ben" verpflichtet. Damit werden die Haushaltsrisiken, die durch 
nicht absehbare Entwicklungen, so die Zunahme der Arbeitslo- 
senzahlen, die Änderung von gesetzlichen Rahmenbedingungen 
oder auch die Entwicklung der Beitragssätze in den anderen 
Sozialversicherungen, entstehen, allein der BA angelastet. Die 
Verpflichtung der Bundesregierung zur Zuschußgewährung nach 
Artikel 120 Grundgesetz wurde faktisch außer Kraft gesetzt. 
Zudem wurde der Haushalt der B A mit der Auflage verknüpft, die 
Mittel für Neubewilligungen von Maßnahmen der Arbeitsbe- 
schaffung, Fortbildung und Umschulung nur noch quartalsmäßig 
zuzuweisen. 

Bereits mit dem Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetz 
hat die Bundesregierung der Aufstellung des BA-Haushalts vor- 
gegriffen und durch Deckelung eines Teils der disponiblen Aus- 
gaben der BA (Ausgaben nach Kapitel 06) für das Haushaltsjahr 
1997 dafür gesorgt, daß der BA zum internen Ausgleich von Mehr- 
ausgaben im wesentlichen nur noch die Mittel für aktive Arbeits- 
marktpolitik zur Verfügung stehen. 

All dies macht die Situation in den regionalen und lokalen Ar- 
beitsverwaltungen zunehmend unhaltbar. Die Klagen der Lan- 
desarbeitsämter über fehlende Planungs- und Rechtssicherheit 
und schwindende Handlungsspielräume häufen sich. Jahrespla- 
nungen zur aktiven Arbeitsmarktpolitik sind aufgrund der quar- 
talsmäßigen Mittelzuweisungen nicht möglich. Die Bewilligung 
von Neumaßnahmen wird in der Regel auch jetzt schon äußerst re- 
striktiv gehandhabt, da der quartalsübergreifende Mittelabfluß 
nicht gewährleistet werden kann. Einige der Landesämter gehen 
davon aus, daß aufgrund der Ausgabenentwicklung bei den Lohn- 
ersatzleistungen und hoher Vorbindungen keine Mittel für Neu- 
bewilligungen von Maßnahmen im zweiten Halbjahr 1997 mehr 
zur Verfügung stehen. Die Beschäftigungseffekte von Arbeitsför- 
derung, die vor allem in Ostdeutschland in den letzten Jahren we- 
sentlich zur Entlastung des Arbeitsmarktes beigetragen haben, 
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sind damit grundsätzlich in Frage gestellt. Zudem wird auch von 
seiten der Arbeitsverwaltungen davor gewarnt, daß sich aufgrund 
der Finanzsituation der Ämter Billiganbieter bei den Maßnahme- 
trägern immer mehr durchsetzen und damit die Qualität und Ef- 
fektivität der angebotenen Maßnahmen und auch das Entgeltni- 
veau bei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen entsprechend sinken. 

Aber selbst der arbeitsmarktpolitisch unverantwortliche Verzicht 
auf jegliche weitere Zuweisung von Ausgabenmitteln für Maß- 
nahmen der Arbeitsbeschaffung, Fortbildung und Umschulung für 
1997 würde bei weitem nicht ausreichen, die Finanzierungslücke 
im BA-Haushalt zu schließen. Und auch die Einsparpotentiale der 
zum 1. April 1997 in Kraft getretenen Teile des Arbeitsförde- 
rungsreformgesetz und die Verschiebung von Ausgaben in das 
Haushaltsjahr 1998 bieten keine wesentliche Enlastungsperspek- 
tive. 

Angesichts dieser Situation ist eine revidierte Finanzplanung für 
die BA und eine entsprechende Aufstockung der Bundesmittel für 
Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz unerläßlich. Die 
Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag - trotz entspre- 
chender Anfragen - allerdings bisher keine aussagekräftigen 
Zahlen zu den veränderten Mittelbedarfen der BA vorgelegt (vgl. 
Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 13/6834, sowie den 
Bericht des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung vom 
April 1997 für den Haushaltsausschuß und den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung zur Haushaltslage der BA nach dem ersten 
Quartal 1997). 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

- dem Deutschen Bundestag in kürzester Frist - auf der Grund- 
lage des vom Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 
entwickelten Simulationsmodells zum Haushalt der Bundes- 
anstalt SIMBA - einen detaillierten Bericht zur Finanzsituati- 
on der BA und der Landesarbeitsämter vorzulegen, aus dem 
hervorgeht, welche finanziellen Dispositions- und Handlungs- 
spielräume den Arbeitsverwaltungen nach aktueller Daten- 
lage im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik für den Rest 
des laufenden Haushaltsjahres verbleiben; 

- sicherzustellen, daß Mehrausgaben bei den Pflichtleistungen 
der BA, die durch den Anstieg der Arbeitslosenzahlen über das 
Niveau der dem Haushaltsplan der BA zugrundeliegenden 
Eckdaten hinaus entstehen, nicht durch Einsparungen bei den 
Ermessensleistungen der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu 
decken sind; 

- sicherzustellen, daß die Mittel für Neubewilligungen von Maß- 
nahmen der Arbeitsförderung nicht mehr quartalsweise, son- 
dern bezogen auf das Rest-Haushaltsjahr zugewiesen werden; 

- den Bundeszuschuß an die BA im Rahmen eines Nachtrags- 
haushalts kurzfristig um mindestens 9 Mrd. DM aufzustocken, 
um den arbeitsmarktpolitischen Handlungsspielraum der BA 
über das erste Quartal 1997 hinaus zumindest in dem im 
BA-Haushaltplan vorgesehenen Umfang zu erhalten; 
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- die haushaltsrechtliche Stellung der BA grundsätzlich neu zu 
regeln und sicherzustellen, daß die BA in die Lage versetzt 
wird, das Angebot an Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik 
gerade in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit auf hohem Niveau zu 
halten und ggf. auch auszuweiten. Die Finanzierung der akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik ist auf eine weitgehende Finanzierung 
aus Steuermitteln umzustellen. Als ein erster Schritt ist 1997 
ein Teil des Bundeszuschusses zweckgebunden für die Förde- 
rung aktiver Arbeitsmarktpolitik einzustellen. Mittel- und 
langfristig ist eine Gegenfinanzierung aus dem Aufkommen 
einer Ökosteuer sicherzustellen. 

Bonn, den 23. April 1997 

Marieluise Beck (Bremen) 

Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 

Matthias Berninger 
Annelie Buntenbach 
Andrea Fischer (Berlin) 

Rita Grießhaber 
Monika Knoche 
Marina Steindor 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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